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AsylG 2005 83

AsylG 2005 83 Abs1

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §24 Abs1

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_

A N

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. VWGVG § 24 heute
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2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W227 2273011-1/11E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Karin WINTER Uber die Beschwerde des syrischen
Staatsangehorigen XXXX , geboren am XXXX , gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl (BFA) vom 25. April 2023, ZI. 1297971509/220539594, nach einer mundlichen Verhandlung am
23. Juli 2024, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Karin WINTER uber die
Beschwerde des syrischen Staatsangehdrigen réomisch 40, geboren am réomisch 40, gegen Spruchpunkt rémisch eins.
des Bescheides des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) vom 25. April 2023, ZI. 1297971509/220539594,
nach einer mandlichen Verhandlung am 23. Juli 2024, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist nicht zuldssig.

Text

Entscheidungsgrinde
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefuhrer, ein syrischer Staatsangehoriger sunnitisch-muslimischen Glaubens und Angehériger der
arabischen Volksgruppe, stellte am 17. Mdrz 2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei seiner Erstbefragung
am 18. Marz 2022 brachte er als Fluchtgrinde vor, dass in Syrien Krieg herrsche, er zum Militardienst eingezogen
werden wurde, diesen jedoch nicht ableisten wolle.

2. Im Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahme vor der belangten Behorde am 19. August 2023 gab der
Beschwerdefiihrer zusammengefasst an:

Er sei in XXXX, in der Nahe von XXXX , Gouvernement Aleppo, geboren, habe neun Jahre lang die Schule besucht und
sei zwei Jahre als Automechaniker in Idlib tatig gewesen. Er sei seit dem 12. August 2021 mit XXXX verheiratet. Seine
derzeit schwangere Ehefrau habe ihm einige Unterlagen (Auszug aus dem Familienregister, EheschlieBungsurkunde
und Eheurkunde) zugeschickt. Sie habe diese Unterlagen Uber einen Anwalt erhalten. Er sei in romisch 40, in der Nahe
von romisch 40, Gouvernement Aleppo, geboren, habe neun Jahre lang die Schule besucht und sei zwei Jahre als
Automechaniker in Idlib tatig gewesen. Er sei seit dem 12. August 2021 mit rémisch 40 verheiratet. Seine derzeit
schwangere Ehefrau habe ihm einige Unterlagen (Auszug aus dem Familienregister, EheschlieBungsurkunde und
Eheurkunde) zugeschickt. Sie habe diese Unterlagen Uber einen Anwalt erhalten.

Der Beschwerdefuhrer werde wegen des Militardienstes gesucht. Sein Heimatdorf sei damals von der der syrischen
Armee erobert worden, davor sei er geflichtet. Er habe Syrien ,10 Tage vor dem Jahr 2022" verlassen. Vor seiner
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Ausreise aus Syrien habe er in XXXX gelebt. Dort habe ihn die al-Nusra-Front rekrutieren wollen. Als er dies abgelehnt
habe, sei er von der al-Nusra-Front vier Tage lang inhaftiert worden. In der Haft sei er taglich gefoltert worden, dabei
habe er sich etwa seinen kleinen Finger gebrochen. Danach habe die al-Nusra-Front ihn aufgefordert, zu kampfen,
oder das Gebiet zu verlassen. Als er freigekommen sei, habe er eine Verpflichtungserklarung unterschreiben mussen,
dass er Syrien nie wieder betreten werde. Die al-Nusra-Front sei auch an seinen Vater herangetreten und habe gefragt,
wo der Beschwerdeflhrer sei. Bei einer Rickkehr nach Syrien befurchte der Beschwerdefihrer, getdtet zu werden. Der
Beschwerdefuhrer werde wegen des Militdrdienstes gesucht. Sein Heimatdorf sei damals von der der syrischen Armee
erobert worden, davor sei er geflichtet. Er habe Syrien ,10 Tage vor dem Jahr 2022" verlassen. Vor seiner Ausreise aus
Syrien habe er in rémisch 40 gelebt. Dort habe ihn die al-Nusra-Front rekrutieren wollen. Als er dies abgelehnt habe,
sei er von der al-Nusra-Front vier Tage lang inhaftiert worden. In der Haft sei er taglich gefoltert worden, dabei habe er
sich etwa seinen kleinen Finger gebrochen. Danach habe die al-Nusra-Front ihn aufgefordert, zu kdmpfen, oder das
Gebiet zu verlassen. Als er freigekommen sei, habe er eine Verpflichtungserklarung unterschreiben mussen, dass er
Syrien nie wieder betreten werde. Die al-Nusra-Front sei auch an seinen Vater herangetreten und habe gefragt, wo der
Beschwerdefiihrer sei. Bei einer Riickkehr nach Syrien befiirchte der Beschwerdeflhrer, getétet zu werden.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen
Schutz hinsichtlich der Zuerkennung von Asyl ab (Spruchpunkt 1), erkannte ihm den Status des subsidiar
Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt 1), und erteilte ihm eine auf ein Jahr befristete Aufenthaltsberechtigung
(Spruchpunkt 11L.). 3. Mit dem angefochtenen Bescheid wies die belangte Behérde den Antrag des Beschwerdeflhrers
auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung von Asyl ab (Spruchpunkt rémisch eins.), erkannte ihm den
Status des subsidiar Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt romisch 1), und erteilte ihm eine auf ein Jahr befristete
Aufenthaltsberechtigung (Spruchpunkt rémisch IIL.).

Begrindend flhrte die belangte Behorde im Wesentlichen aus:

Fur den Beschwerdeflihrer bestehe keine Gefahr einer Zwangsrekrutierung durch die Hayat Tahrir al-Sham (HTS). Der
Heimatort des Beschwerdeflihrers sei XXXX , da er dort zuletzt in Syrien gelebt und seinen Lebensmittelpunkt gehabt
habe. Dieser Ort werde von der HTS kontrolliert, deshalb kénne der Beschwerdefiihrer nach Syrien zuriickkehren,
ohne mit dem syrischen Regime in Kontakt zu kommen. Fir den Beschwerdeflhrer bestehe keine Gefahr einer
Zwangsrekrutierung durch die Hayat Tahrir al-Sham (HTS). Der Heimatort des Beschwerdeflhrers sei rémisch 40, da
er dort zuletzt in Syrien gelebt und seinen Lebensmittelpunkt gehabt habe. Dieser Ort werde von der HTS kontrolliert,
deshalb kénne der Beschwerdefiihrer nach Syrien zurlckkehren, ohne mit dem syrischen Regime in Kontakt zu
kommen.

4. Gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides erhob der Beschwerdeflhrer rechtzeitig die gegenstandliche Beschwerde,
in welcher er zusammengefasst vorbringt:4. Gegen Spruchpunkt rémisch eins. dieses Bescheides erhob der
Beschwerdefiihrer rechtzeitig die gegenstandliche Beschwerde, in welcher er zusammengefasst vorbringt:

Er beflrchte, in die Armee einberufen zu werden. Er stamme aus dem Ort XXXX . Bei einem Luftangriff durch die
syrische Regierung auf seinen Heimatort seien seine Schwester und sein Bruder getdtet worden. Als das syrische
Regime den Heimatort des Beschwerdeflihrers erobert habe, sei der Beschwerdeflhrer nach XXXX gezogen und habe
dort bis zu seiner Ausreise aus Syrien gelebt. Er habe XXXX somit nicht freiwillig verlassen, weshalb dieser Ort nach wie
vor sein Heimatort sei. In einem Fllchtlingslager bei XXXX sei der Beschwerdeflihrer von der al-Nusra-Front verhaftet
und vier Tage lang festgehalten und gefoltert worden. Sein Bruder XXXX sei in Osterreich asylberechtigt. Er befiirchte,
in die Armee einberufen zu werden. Er stamme aus dem Ort rémisch 40 . Bei einem Luftangriff durch die syrische
Regierung auf seinen Heimatort seien seine Schwester und sein Bruder getotet worden. Als das syrische Regime den
Heimatort des Beschwerdefihrers erobert habe, sei der Beschwerdefiihrer nach rémisch 40 gezogen und habe dort
bis zu seiner Ausreise aus Syrien gelebt. Er habe rémisch 40 somit nicht freiwillig verlassen, weshalb dieser Ort nach
wie vor sein Heimatort sei. In einem Fllchtlingslager bei romisch 40 sei der Beschwerdeflhrer von der al-Nusra-Front
verhaftet und vier Tage lang festgehalten und gefoltert worden. Sein Bruder rémisch 40sei in Osterreich
asylberechtigt.

Der Beschwerdefiihrer sei im wehrfahigen Alter und habe den Wehrdienst in der syrischen Armee noch nicht
abgeleistet. Auch drohe ihm Verfolgung, da er in einem Ort gelebt habe, der vormals unter der Kontrolle der
Opposition gestanden sei. Dem BeschwerdefUhrer drohe auch aufgrund seiner illegalen Ausreise aus Syrien und



seiner Asylantragstellung Verfolgung. Selbst wenn XXXX als Herkunftsort des Beschwerdefiihrers angenommen werden
sollte, musse der Beschwerdeflhrer trotzdem Uber einen vom syrischen Regime kontrollierten Grenzibergang
einreisen. Zudem habe der Onkel des Beschwerdefihrers 2014 einen Einberufungsbefehl fir den Beschwerdefihrer
erhalten.Der Beschwerdeflhrer sei im wehrfahigen Alter und habe den Wehrdienst in der syrischen Armee noch nicht
abgeleistet. Auch drohe ihm Verfolgung, da er in einem Ort gelebt habe, der vormals unter der Kontrolle der
Opposition gestanden sei. Dem Beschwerdefihrer drohe auch aufgrund seiner illegalen Ausreise aus Syrien und
seiner Asylantragstellung Verfolgung. Selbst wenn rémisch 40 als Herkunftsort des Beschwerdefiihrers angenommen
werden sollte, musse der Beschwerdeflhrer trotzdem Uber einen vom syrischen Regime kontrollierten Grenzibergang
einreisen. Zudem habe der Onkel des Beschwerdefihrers 2014 einen Einberufungsbefehl fir den Beschwerdefihrer
erhalten.

5. Am 23. Juli 2024 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine mindliche Verhandlung statt. In dieser legte der
Beschwerdefiihrer ein Schreiben der ,Zweigstelle der Kriminalsicherheit in XXXX “ vom 19. September 2023 vor,
wonach dem Beschwerdefiihrer aufgrund des ,Fernbleibens vom Militdrdienst” kein Strafregisterauszug ausgestellt
werden koénne, und er vom Rekrutierungsbiro per Steckbrief gesucht werde.5. Am 23. Juli 2024 fand vor dem
Bundesverwaltungsgericht eine mindliche Verhandlung statt. In dieser legte der Beschwerdefiihrer ein Schreiben der
LZweigstelle der Kriminalsicherheit in rémisch 40” vom 19. September 2023 vor, wonach dem Beschwerdeflhrer
aufgrund des ,Fernbleibens vom Militérdienst” kein Strafregisterauszug ausgestellt werden kénne, und er vom
Rekrutierungsbuiro per Steckbrief gesucht werde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen
1.1. Zum BeschwerdefUhrer

Der am XXXX geborene Beschwerdeflhrer ist syrischer Staatsangehdriger, bekennt sich zum sunnitisch-muslimischen
Glauben, spricht Arabisch und gehort der arabischen Volksgruppe an. Er wurde in XXXX , in der Nahe von XXXX,
Gouvernement Aleppo, geboren. Dieser Ort befindet sich derzeit unter der Kontrolle der syrischen Regierung (siehe
https://syria.liveuamap.com, abgerufen am 22. August 2024). Er besuchte in Syrien neun Jahre lang die Schule und
arbeitete anschlieBend als Automechaniker. Der am rémisch 40 geborene Beschwerdeflhrer ist syrischer
Staatsangehoriger, bekennt sich zum sunnitisch-muslimischen Glauben, spricht Arabisch und gehdért der arabischen
Volksgruppe an. Er wurde in rémisch 40, in der Nahe von rémisch 40, Gouvernement Aleppo, geboren. Dieser Ort
befindet sich derzeit unter der Kontrolle der syrischen Regierung (siehe https://syria.liveuamap.com, abgerufen am 22.
August 2024). Er besuchte in Syrien neun Jahre lang die Schule und arbeitete anschliefend als Automechaniker.

Der Beschwerdeflhrer ist seit dem 12. August 2021 mit XXXX verheiratet und hat eine Tochter. Die Ehe des
Beschwerdefiihrers wurde am 25. April 2022 beim Scharia-Gericht in XXXX registriert. Der Beschwerdeflhrer ist seit
dem 12. August 2021 mit rémisch 40 verheiratet und hat eine Tochter. Die Ehe des Beschwerdeflhrers wurde am 25.
April 2022 beim Scharia-Gericht in romisch 40 registriert.

Vor seiner Ausreise lebte der Beschwerdefuhrer fir etwa vier Monate in XXXX und fur eine kurze Zeit in XXXX . Der
Beschwerdefiihrer verlieR Syrien Ende Dezember 2021. Am 17. Mérz 2022 reiste er nach Osterreich ein, wo er am
selben Tag den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte.Vor seiner Ausreise lebte der
Beschwerdefihrer fir etwa vier Monate in romisch 40 und fir eine kurze Zeit in romisch 40 . Der Beschwerdeflihrer
verlieR Syrien Ende Dezember 2021. Am 17. Marz 2022 reiste er nach Osterreich ein, wo er am selben Tag den
gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte.

Der gesunde Beschwerdefiihrer ist in Osterreich berufstatig und verdient etwa EUR 2.000,00 netto pro Monat.

Der Bruder des Beschwerdefiihrers namens XXXX ist in Osterreich asylberechtigt.Der Bruder des Beschwerdefiihrers
namens rémisch 40 ist in Osterreich asylberechtigt.

1.2. Zum Fluchtvorbringen des Beschwerdefihrers

Der Beschwerdefiihrer befindet sich mit seinen XXXX Jahren im wehrpflichtigen Alter und hat seinen Wehrdienst in der
syrischen Armee bisher nicht abgeleistet. Da sich der Herkunftsort des Beschwerdefiihrers unter der Kontrolle der
syrischen Regierung befindet, ist ein Kontakt mit den syrischen Behdrden bei einer Rickkehr nach Syrien
unvermeidbar.Der Beschwerdeflhrer befindet sich mit seinen rémisch 40 Jahren im wehrpflichtigen Alter und hat



seinen Wehrdienst in der syrischen Armee bisher nicht abgeleistet. Da sich der Herkunftsort des Beschwerdefuhrers
unter der Kontrolle der syrischen Regierung befindet, ist ein Kontakt mit den syrischen Behdrden bei einer Ruckkehr

nach Syrien unvermeidbar.

Im Falle einer Rickkehr nach Syrien droht dem Beschwerdefiihrer daher die Einziehung zum Wehrdienst in die
syrische Armee.

Der Beschwerdeflihrer war nie politisch tatig und hat sich nicht oppositionell gegen die syrische Regierung betatigt. Er
hat keine verinnerlichte oppositionelle politische Gesinnung gegenuber der syrischen Regierung. Es ist demnach nicht
mafgeblich wahrscheinlich, dass der Beschwerdeflhrer bei einer Ruckkehr nach Syrien - auch wenn er den
Wehrdienst in der syrischen Armee verweigert - von der syrischen Regierung als Oppositioneller bzw. politischer
Gegner angesehen wird.

Weiters droht dem Beschwerdefuhrer bei einer Riickkehr nach Syrien weder aufgrund seiner Ausreise aus Syrien, noch
aufgrund seiner Asylantragstellung in Osterreich eine Verfolgung wegen der Unterstellung einer oppositionellen
Gesinnung.

1.3. Zur hier relevanten Situation in Syrien:
1.3.1. Politische Lage

Im Jahr 2011 erreichten die Umbrtiche in der arabischen Welt auch Syrien. Auf die zunachst friedlichen Proteste grof3er
Teile der Bevolkerung, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und ein Ende des von Bashar al-Assad gefuihrten Ba'ath-
Regimes verlangten, reagierte dieses mit massiver Repression gegen die Protestierenden, vor allem durch den Einsatz
von Armee und Polizei, sonstiger Sicherheitskrafte und staatlich organisierter Milizen (Shabiha). So entwickelte sich im
Laufe der Zeit ein zunehmend komplexer werdender bewaffneter Konflikt (AA 13.11.2018). Die tiefer liegenden
Ursachen fir den Konflikt sind die Willkir und Brutalitdt des syrischen Sicherheitsapparats, die soziale Ungleichheit
und Armut vor allem in den landlichen Gegenden Syriens, die weitverbreitete Vetternwirtschaft und nicht zuletzt
konfessionelle Spannungen (Spiegel 29.8.2016).

Die Entscheidung Moskaus, 2015 in Syrien militarisch zu intervenieren, hat das Assad-Regime in Damaskus effektiv
geschitzt. Russische Luftstreitkrafte und nachrichtendienstliche Unterstitzung sowie von Iran unterstitzte Milizen vor
Ort ermdglichten es dem Regime, die Opposition zu schlagen und seine Kontrolle tber grofRe Teile Syriens brutal
wiederherzustellen. Seit Marz 2020 scheint der Konflikt in eine neue Patt-Phase einzutreten, in der drei
unterschiedliche Gebiete mit statischen Frontlinien abgegrenzt wurden (IPS 20.5.2022). Das Assad-Regime kontrolliert
rund 70 Prozent des syrischen Territoriums. Seit dem Hohepunkt des Konflikts, als das Regime - untersttitzt von
Russland und Iran - unterschiedslose, grol3 angelegte Offensiven startete, um Gebiete zurtickzuerobern, hat die Gewalt
deutlich abgenommen. Auch wenn die Gewalt zuriickgegangen ist, kommt es entlang der Konfliktlinien im Nordwesten
und Nordosten Syriens weiterhin zu kleineren Scharmutzeln. Im GroRen und Ganzen hat sich der syrische Blrgerkrieg
zu einem internationalisierten Konflikt entwickelt, in dem finf auslandische Streitkrafte - Russland, Iran, die Turkei,
Israel und die Vereinigten Staaten - im syrischen Kampfgebiet tatig sind und Uberreste des Islamischen Staates (IS)
regelmalig Angriffe durchfiihren (USIP 14.3.2023). Solange das militarische Engagement von Iran, Russland, Turkei und
USA auf bisherigem Niveau weiterlauft, sind keine gréBeren Veranderungen bei der Gebietskontrolle zu erwarten (AA
2.2.2024).

Der Machtanspruch des syrischen Regimes wird in einigen Gebieten unter seiner Kontrolle angefochten. Dem Regime
gelingt es dort nur bedingt, das staatliche Gewaltmonopol durchzusetzen. Im Gouvernement Suweida kommt es
beispielsweise seit dem 20.8.2023 zu taglichen regimekritischen Protesten, darunter Stral’enblockaden und die
zeitweise Besetzung von Liegenschaften der Regime-Institutionen (AA 2.2.2024). In den vom Regime kontrollierten
Gebieten unterdricken die Sicherheits- und Geheimdienstkrafte des Regimes, die Milizen und die Verblindeten aus
der Wirtschaft aktiv die Autonomie der Wahler und Politiker. Auslandische Akteure wie das russische und das iranische
Regime sowie die libanesische Schiitenmiliz Hizbollah Uben ebenfalls grolRen Einfluss auf die Politik in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten aus (FH 9.3.2023). In den Ubrigen Landesteilen Gben unverandert de facto Behérden
Gebietsherrschaft aus. Im Nordwesten kontrolliert die von der islamistischen Terrororganisation Hay'at Tahrir ash-
Sham (HTS) gestellte Syrische Errettungsregierung (SSG) weiterhin Gebiete in den Gouvernements Idlib, Lattakia, Hama
und Aleppo. In Teilen des Gouvernements Aleppo sowie in den von der Turkei besetzten Gebieten im Norden
beansprucht weiterhin die von der syrischen Oppositionskoalition (SOC/Etilaf) bestellte Syrische Interimsregierung



(SIG) den Regelungsanspruch. Die von kurdisch kontrollierten Kraften abgesicherten sogenannten
Selbstverwaltungsbehdrden im Nordosten (AANES) Uben unverandert Kontrolle Uber Gebiete 6stlich des Euphrats in
den Gouvernements ar-Raqqah, Deir ez-Zor und al-Hassakah sowie in einzelnen Ortschaften im Gouvernement Aleppo
aus (AA 2.2.2024). Ungeachtet der vorstehenden Ausfiihrungen bleibt Syrien, bis hin zur subregionalen Ebene,
territorial fragmentiert. In vielen Fallen wird die tatsachliche Kontrolle auf lokaler Ebene von unterschiedlichen
Gruppierungen ausgelbt. Selbst in formal ausschlie3lich vom Regime kontrollierten Gebieten wie dem Stdwesten des
Landes (Gouvernements Dara’a, Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und kénnen sich insofern von
Ort zu Ort, von Stadtviertel zu Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind méglich (v. a. Nordwesten und
Nordosten). Die tatsachliche Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei bewaffneten Akteuren bzw.
traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA 29.3.2023). Im syrischen Burgerkrieg hat sich die Grenze zwischen Staat und
Nicht-Staat zunehmend verwischt. Im Laufe der Zeit haben sowohl staatliche Akteure als auch nicht-staatliche
bewaffnete Gruppen parallele, miteinander vernetzte und voneinander abhingige politische Okonomien geschaffen, in
denen die Grenzen zwischen formell und informell, legal und illegal, Regulierung und Zwang weitgehend
verschwunden sind. Die Grenzgebiete in Syrien bilden heute ein einziges wirtschaftliches Okosystem, das durch dichte
Netzwerke von Handlern, Schmugglern, Regimevertretern, Maklern und bewaffneten Gruppen miteinander verbunden
ist (Brookings 27.1.2023).

Die politische Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich
verandert (AA 2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige
politische Losung (USIP 14.3.2023; vgl. AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive fir eine Veranderung des
politischen Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder
militarischem Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fur eine von den Konfliktparteien verhandelte,
inklusive Losung des Konflikts gemal Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach
u. a. Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Losung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vgl. IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die Vereinigten
Staaten und Iran unterstutzen die Kriegsparteien weiterhin militérisch und finanziell (HRW 11.1.2024).Die politische
Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich verandert (AA
2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige politische
Losung (USIP 14.3.2023; vergleiche AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive fur eine Veranderung des politischen
Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder militarischem
Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fur eine von den Konfliktparteien verhandelte, inklusive
Losung des Konflikts gemaR Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach u. a.
Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vergleiche IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die
Vereinigten Staaten und Iran unterstitzen die Kriegsparteien weiterhin militarisch und finanziell (HRW 11.1.2024).

Im AuBeren gelang es dem syrischen Regime, sich dem Eindruck internationaler Isolation entgegenzusetzen (AA
2.2.2024). Das propagierte ,Normalisierungsnarrativ” verfangt insbesondere bei einer Reihe arabischer Staaten (AA
29.3.2023). Im Mai 2023 wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im November 2011
aufgrund der gewaltsamen Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson 6.6.2023; vgl. SOHR
7.5.2023). Als Grinde fur die diplomatische Anndherung wurden unter anderem folgende Interessen der
Regionalmachte genannt: Rlckkehr von syrischen Fluchtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des
Drogenschmuggels in die Nachbarlander - insbesondere von Captagon (CMEC 16.5.2023; vgl. Wilson 6.6.2023, SOHR
7.5.2023), Angste vor einer Machtiibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes sowie
die Einddmmung des Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Stden Syriens.



Das syrische Regime zeigt laut Einschatzung eines Experten flir den Nahen Osten dagegen bislang kein Interesse, eine
groRe Anzahl an Rickkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden, erscheinen in
Anbetracht der Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC 16.5.2023). Am
3.7.2023 reiste erneut der jordanische AuRenminister Ayman Safadi nach Damaskus, um Bemuhungen zur Schaffung
von Bedingungen fir die Ruckkehr von syrischen Gefliichteten aus Jordanien zu intensivieren (AA 2.2.2024). Die EU-
Mitgliedsstaaten in ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen politisch unverandert
entgegen (AA 2.2.2024).Im AuReren gelang es dem syrischen Regime, sich dem Eindruck internationaler Isolation
entgegenzusetzen (AA 2.2.2024). Das propagierte ,Normalisierungsnarrativ’ verfangt insbesondere bei einer Reihe
arabischer Staaten (AA 29.3.2023). Im Mai 2023 wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im
November 2011 aufgrund der gewaltsamen Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson
6.6.2023; vergleiche SOHR 7.5.2023). Als Grunde fur die diplomatische Annaherung wurden unter anderem folgende
Interessen der Regionalmachte genannt: Riickkehr von syrischen Flichtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des
Drogenschmuggels in die Nachbarlander - insbesondere von Captagon (CMEC 16.5.2023; vergleiche Wilson 6.6.2023,
SOHR 7.5.2023), Angste vor einer Machtiibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes
sowie die Eindammung des Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Siden
Syriens. Das syrische Regime zeigt laut Einschatzung eines Experten fur den Nahen Osten dagegen bislang kein
Interesse, eine grofBe Anzahl an Ruickkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden,
erscheinen in Anbetracht der Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC
16.5.2023). Am 3.7.2023 reiste erneut der jordanische AulRenminister Ayman Safadi nach Damaskus, um Bemuhungen
zur Schaffung von Bedingungen fur die Ruckkehr von syrischen Geflichteten aus Jordanien zu intensivieren (AA
2.2.2024). Die EU-Mitgliedsstaaten in ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen
politisch unverandert entgegen (AA 2.2.2024).

Regional positionierte sich das Regime seit Ausbruch der kriegerischen Kampfhandlungen zwischen Israel und der
Hamas in und um Gaza seit dem 7.10.2023 6ffentlich an der Seite der Palastinenser und kritisierte Israel, mit dem sich
Syrien formell weiterhin im Kriegszustand befindet, scharf (AA 2.2.2024).

Syrisch Arabische Republik

Die Familie al-Assad regiert Syrien bereits seit 1970, als Hafez al-Assad sich durch einen Staatsstreich zum Herrscher
Syriens machte (SHRC 24.1.2019). Nach seinem Tod im Jahr 2000 Gbernahm sein Sohn, der jetzige Prasident Bashar al-
Assad, diese Position (BBC 2.5.2023). Die beiden Assad-Regime hielten die Macht durch ein komplexes Geflige aus
ba'athistischer Ideologie, Repression, Anreize flr wirtschaftliche Eliten und der Kultivierung eines Gefihls des Schutzes
fur religiose Minderheiten (USCIRF 4.2021). Das Uberwiegend von Alawiten geflihrte Regime prasentiert sich als
Beschutzer der Alawiten und anderer religidser Minderheiten (FH 9.3.2023) und die alawitische Minderheit hat
weiterhin einen im Verhaltnis zu ihrer Zahl Uberproportional grof3en politischen Status, insbesondere in den
Fihrungspositionen des Militérs, der Sicherheitskrdfte und der Nachrichtendienste, obwohl das hochrangige
Offizierskorps des Militars weiterhin auch Angehorige anderer religioser Minderheitengruppen in seine Reihen
aufnimmt (USDOS 15.5.2023). In der Praxis hangt der politische Zugang jedoch nicht von der Religionszugehdrigkeit ab,
sondern von der Néhe und Loyalitdt zu Assad und seinen Verbundeten. Alawiten, Christen, Drusen und Angehdrige
anderer kleinerer Religionsgemeinschaften, die nicht zu Assads innerem Kreis gehéren, sind politisch entrechtet. Zur
politischen Elite gehdren auch Angehdrige der sunnitischen Religionsgemeinschaft, doch die sunnitische Mehrheit des
Landes stellt den groRten Teil der Rebellenbewegung und hat daher die Hauptlast der staatlichen Repressionen zu
tragen (FH 9.3.2023).

Die Verfassung schreibt die Vormachtstellung der Vertreter der Ba'ath-Partei in den staatlichen Institutionen und in der
Gesellschaft vor, und Assad und die Anfihrer der Ba'ath-Partei beherrschen als autoritdres Regime alle drei
Regierungszweige (USDOS 20.3.2023). Mit dem Dekret von 2011 und den Verfassungsreformen von 2012 wurden die
Regeln fur die Beteiligung anderer Parteien formell gelockert. In der Praxis unterhdlt die Regierung einen machtigen
Geheimdienst- und Sicherheitsapparat, um Oppositionsbewegungen zu Uberwachen und zu bestrafen, die Assads
Herrschaft ernsthaft infrage stellen kdnnten (FH 9.3.2023). Der Prasident stutzt seine Herrschaft insbesondere auf die
Loyalitat der Streitkrafte sowie der militarischen und zivilen Nachrichtendienste. Die Befugnisse dieser Dienste, die von
engen Vertrauten des Prasidenten geleitet werden und sich auch gegenseitig kontrollieren, unterliegen keinen
definierten Beschrankungen. So hat sich in Syrien ein politisches System etabliert, in dem viele Institutionen und



Personen miteinander um Macht konkurrieren und dabei kaum durch die Verfassung und den bestehenden
Rechtsrahmen kontrolliert werden, sondern v. a. durch den Prasidenten und seinen engsten Kreis. Trotz gelegentlicher
interner Machtkampfe stehen Assad dabei keine ernst zu nehmenden Kontrahenten gegenlber. Die Geheimdienste
haben ihre traditionell starke Rolle seither verteidigt oder sogar weiter ausgebaut und profitieren durch Schmuggel
und Korruption wirtschaftlich erheblich (AA 29.3.2023).

Dem ehemaligen Berater des US-Auf3enministeriums Hazem al-Ghabra zufolge unterstitzt Syrien beinahe vollstandig
die Herstellung und Logistik von Drogen, weil es eine Einnahmemdglichkeit fir den Staat und fur Vertreter des
Regimes und dessen Profiteure darstellt (Enab 23.1.2023). Baschar al-Assad mag der unumschrankte Herrscher sein,
aber die Loyalitat machtiger Warlords, Geschaftsleute oder auch seiner Verwandten hat ihren Preis. Beispielhaft wird
von einer vormals kleinkriminellen Bande berichtet, die Prasident Assad in der Stadt Sednaya gewahren lie3, um die
dort ansassigen Christen zu kooptieren, und die inzwischen auf eigene Rechnung in den Drogenhandel involviert ist.
Der Machtapparat hat nur bedingt die Kontrolle tber die eigenen Drogennetzwerke. Assads Cousins, die Hisbollah und
AnflUhrer der lokalen Organisierten Kriminalitdt haben kleine Imperien errichtet und geraten gelegentlich aneinander,
wobei Maher al-Assad, der jlingere Bruder des Prasidenten und Befehlshaber der Vierten Division, eine zentrale Rolle
bei der Logistik innehat. Die Vierte Division mutierte in den vergangenen Jahren 'zu einer Art Mafia-Konglomerat mit
militarischem Flugel'. Sie bewacht die Transporte und Fabriken, kontrolliert die Hafen und nimmt Geld ein. Maher al-
Assads Vertreter, General Ghassan Bilal, gilt als der operative Kopf und Verbindungsmann zur Hisbollah (Spiegel
17.6.2022).

Es gibt keine Rechtssicherheit oder Schutz vor politischer Verfolgung, willkirlicher Verhaftung und Folter. Die Gefahr,
Opfer staatlicher Repression und Willkiir zu werden, bleibt fir Einzelne unvorhersehbar (AA 2.2.2024).

Institutionen und Wahlen

Syrien ist nach der geltenden Verfassung von 2012 eine semiprasidentielle Volksrepublik. Das politische System Syriens
wird de facto jedoch vom autoritdr regierenden Prasidenten dominiert. Der Prasident verfligt als oberstes
Exekutivorgan, Oberbefehlshaber der Streitkrafte und Generalsekretdr der Ba'ath-Partei Uber umfassende
Vollmachten. Dartber hinaus darf der Prasident nach Art. 113 der Verfassung auch legislativ tatig werden, wenn das
Parlament nicht tagt, aufgeldst ist oder wenn ,absolute Notwendigkeit’ dies erfordert. De facto ist die
Legislativbefugnis des Parlaments derzeit aulRer Kraft gesetzt. Gesetze werden weitgehend als Prasidialdekrete
verabschiedet (AA 29.3.2023).Syrien ist nach der geltenden Verfassung von 2012 eine semiprasidentielle Volksrepublik.
Das politische System Syriens wird de facto jedoch vom autoritar regierenden Prasidenten dominiert. Der Prasident
verflgt als oberstes Exekutivorgan, Oberbefehlshaber der Streitkrafte und Generalsekretar der Ba'ath-Partei Uber
umfassende Vollmachten. Darlber hinaus darf der Prasident nach Artikel 113, der Verfassung auch legislativ tatig
werden, wenn das Parlament nicht tagt, aufgeldst ist oder wenn ,absolute Notwendigkeit” dies erfordert. De facto ist
die Legislativbefugnis des Parlaments derzeit auBer Kraft gesetzt. Gesetze werden weitgehend als Prasidialdekrete
verabschiedet (AA 29.3.2023).

Der Prasident wird nach der Verfassung direkt vom Volk gewahlt. Seine Amtszeit betragt sieben Jahre. Seit der letzten
Verfassungsanderung 2012 ist maximal eine einmalige Wiederwahl mdglich. Da diese Verfassungsbestimmung jedoch
erstmals bei den Prasidentschaftswahlen 2014 zur Anwendung kam, war es dem aktuellen Prasidenten Baschar al-
Assad erlaubt, bei der Prasidentschaftswahl im Mai 2021 erneut zu kandidieren. Kandidatinnen und Kandidaten fur das
Prasidentenamt werden nach Art. 85 vom Obersten Verfassungsgericht tberprift und muissen Voraussetzungen
erfullen, die Angehdrige der Opposition faktisch weitgehend ausschlieBen. So muss ein Kandidat u. a. im Besitz seiner
burgerlichen und politischen Rechte sein (diese werden bei Verurteilungen fir politische Delikte in der Regel
entzogen), darf nicht fir ein ,ehrenrihriges” Vergehen vorbestraft sein und muss bis zum Zeitpunkt der Kandidatur
ununterbrochen zehn Jahre in Syrien gelebt haben. Damit sind im Exil lebende Politikerinnen und Politiker von einer
Kandidatur de facto ausgeschlossen (AA 29.3.2023). Bei den Prasidentschaftswahlen, die im Mai 2021 in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten sowie einigen syrischen Botschaften abgehalten wurden, erhielt Bashar al-Assad
95,1 Prozent der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von rund 77 Prozent und wurde damit fur eine weitere
Amtsperiode von sieben Jahren wiedergewahlt. Zwei kaum bekannte Personen waren als Gegenkandidaten angetreten
und erhielten 1,5 Prozent und 3,3 Prozent der Stimmen (Standard 28.5.2021; vgl. Reuters 28.5.2021). Politiker der
Exilopposition waren von der Wahl ausgeschlossen. Die Europdische Union erkennt die Wahl nicht an, westliche
Regierungen bezeichnen sie als 'weder frei noch fair' und als 'betrtgerisch', und die Opposition nannte sie eine 'Farce’



(Standard 28.5.2021).Der Prasident wird nach der Verfassung direkt vom Volk gewahlt. Seine Amtszeit betragt sieben
Jahre. Seit der letzten Verfassungsanderung 2012 ist maximal eine einmalige Wiederwahl mdglich. Da diese
Verfassungsbestimmung jedoch erstmals bei den Prasidentschaftswahlen 2014 zur Anwendung kam, war es dem
aktuellen Prasidenten Baschar al-Assad erlaubt, bei der Prasidentschaftswahl im Mai 2021 erneut zu kandidieren.
Kandidatinnen und Kandidaten fur das Prdsidentenamt werden nach Artikel 85, vom Obersten Verfassungsgericht
Uberpruft und mussen Voraussetzungen erfillen, die Angehorige der Opposition faktisch weitgehend ausschliel3en. So
muss ein Kandidat u. a. im Besitz seiner burgerlichen und politischen Rechte sein (diese werden bei Verurteilungen fur
politische Delikte in der Regel entzogen), darf nicht fur ein ,ehrenrihriges” Vergehen vorbestraft sein und muss bis
zum Zeitpunkt der Kandidatur ununterbrochen zehn Jahre in Syrien gelebt haben. Damit sind im Exil lebende
Politikerinnen und Politiker von einer Kandidatur de facto ausgeschlossen (AA 29.3.2023). Bei den
Prasidentschaftswahlen, die im Mai 2021 in den von der Regierung kontrollierten Gebieten sowie einigen syrischen
Botschaften abgehalten wurden, erhielt Bashar al-Assad 95,1 Prozent der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von rund
77 Prozent und wurde damit fUr eine weitere Amtsperiode von sieben Jahren wiedergewahlt. Zwei kaum bekannte
Personen waren als Gegenkandidaten angetreten und erhielten 1,5 Prozent und 3,3 Prozent der Stimmen (Standard
28.5.2021; vergleiche Reuters 28.5.2021). Politiker der Exilopposition waren von der Wahl ausgeschlossen. Die
Europaische Union erkennt die Wahl nicht an, westliche Regierungen bezeichnen sie als 'weder frei noch fair' und als
'betriigerisch’', und die Opposition nannte sie eine 'Farce' (Standard 28.5.2021).

Das Parlament hat nicht viel Macht. Dekrete werden meist von Ministern und Ministerinnen vorgelegt, um ohne
Anderungen vom Parlament genehmigt zu werden. Sitze im Parlament oder im Kabinett dienen nicht dazu, einzelne
Machtgruppen in die Entscheidungsfindung einzubinden, sondern dazu, sie durch die Vorteile, die ihnen ihre
Positionen verschaffen, zu kooptieren (BS 23.2.2022). Im Juli 2020 fanden die Wahlen fur das ,Volksrat” genannte
syrische Parlament mit 250 Sitzen statt, allerdings nur in Gebieten, in denen das Regime prasent ist. Auch diese Wahlen
wurden durch die weitverbreitete Vertreibung der Bevdlkerung beeintrachtigt. Bei den Wahlen gab es keinen
nennenswerten Wettbewerb, da die im Exil lebenden Oppositionsgruppen nicht teilnahmen und die Behdérden keine
unabhangigen politischen Aktivitaten in dem von ihnen kontrollierten Gebiet dulden. Die regierende Ba'ath-Partei und
ihre Koalition der Nationalen Progressiven Front erhielten 183 Sitze. Die restlichen 67 Sitze gingen an unabhangige
Kandidaten, die jedoch alle als regierungstreu galten (FH 9.3.2023). Die Wahlbeteiligung lag bei 33,7 Prozent (BS
23.2.2022). Es gab Vorwirfe des Betrugs, der Wahlfalschung und der politischen Einflussnahme. Kandidaten wurden in
letzter Minute von den Wahllisten gestrichen und durch vom Regime bevorzugte Kandidaten ersetzt, darunter
Kriegsprofiteure, Warlords und Schmuggler, welche das Regime im Zuge des Konflikts unterstitzten (WP 22.7.2020).

Der Wahlprozess soll so strukturiert sein, dass eine Manipulation des Regimes madglich ist. Syrische Blrger kénnen
Uberall innerhalb der vom Regime kontrollierten Gebiete wahlen, und es gibt keine Liste der registrierten Wahler in
den Wahllokalen und somit keinen Mechanismus zur Uberpriifung, ob Personen an verschiedenen Wahllokalen
mehrfach gewahlt haben. Aufgrund der Vorschriften bei Reihungen auf Wahllisten sind alternative Kandidaten
standardmaRig nur ein Zusatz zu den Kandidaten der Ba'ath-Partei (MEI 24.7.2020). Die vom Regime und den
Nachrichtendiensten vorgenommene Reihung auf der Liste ist damit wichtiger als die Unterstitzung durch die
Bevolkerung oder Stimmen. Wahlen in Syrien dienen nicht dem Finden von Entscheidungstréagern, sondern der
Aufrechterhaltung der Fassade von demokratischen Prozessen durch den Staat nach AuBen. Sie fungieren als
Moglichkeit, relevante Personen in Syrien quasi zu managen und Loyalisten dazu zu zwingen, ihre Hingabe zum
Regime zu demonstrieren (BS 23.2.2022). Zudem gilt der Verkauf &ffentlicher Amter an reiche Personen, im Verbund
mit entsprechend gefalschten Wahlergebnissen, als zunehmend wichtige Devisenquelle fur das syrische Regime (AA
29.3.2023). Entscheidungen werden von den Sicherheitsdiensten oder dem Prasidenten auf Basis ihrer
Notwendigkeiten getroffen - nicht durch gewahlte Personen (BS 23.2.2022).

Im September 2022 fanden in allen [unter Kontrolle des syrischen Regimes stehenden] Provinzen Wahlen flr die
Lokalrate statt. Nichtregierungsorganisationen bezeichneten sie ebenfalls als weder frei noch fair (USDOS 20.3.2023).

Syrische Interimsregierung und Syrische Heilsregierung

Im Marz 2013 gab die Nationale Koalition der syrischen Revolutions- und Oppositionskrafte als hochste offizielle
Oppositionsbehorde die Bildung der syrischen Interimsregierung (Syrian Interim Government, SIG) bekannt, welche die
Gebiete auBerhalb der Kontrolle des Regimes im ganzen Land verwalten soll. Im Laufe der Zeit schrumpften die der
Opposition angehérenden Gebiete jedoch, insbesondere nach den Vereinbarungen von 2018, die dazu fihrten, dass



Damaskus die Kontrolle Gber den Stiden Syriens und die Oppositionsgebiete im Stiden von Damaskus und im Umland
Ubernahm. Der Einfluss der SIG ist nun auf die von der Tlrkei unterstitzten Gebiete im Norden Aleppos beschrankt
(SD 18.3.2023). Formell erstreckt sich ihr Zustandigkeitsbereich auch auf die von Hay'at Tahrir ash-Sham (HTS)
kontrollierte Zone. Dort wurde sie von der HTS jedoch an den Rand gedrangt (Brookings 27.1.2023). Die von der HTS
kontrollierten Gebiete in Idlib und Teile der Provinzen Aleppo und Latakia werden inzwischen von der syrischen

Heilsregierung (Syrian Salvation Government, SSG), dem zivilen Fligel der HTS, regiert (SD 18.3.2023).

Nicht-staatliche Akteure in Nordsyrien haben systematisch daran gearbeitet, sich selbst mit Attributen der Staatlichkeit
auszustatten. Sie haben sich von aufstandischen bewaffneten Gruppen in Regierungsbehérden verwandelt. In
Gebieten, die von der HTS, einer sunnitischen islamistischen politischen und militarischen Organisation, kontrolliert
werden, und in Gebieten, die nominell unter der Kontrolle der SIG stehen, haben bewaffnete Gruppen und die ihnen
angeschlossenen politischen Fligel den institutionellen Rahmen eines vollwertigen Staates mit ausgefeilten
Regierungsstrukturen wie Prasidenten, Kabinetten, Ministerien, Regulierungsbehérden, Exekutivorganen usw.

Ubernommen (Brookings 27.1.2023).

Die nordwestliche Ecke der Provinz Idlib, an der Grenze zur Turkei, ist die letzte Enklave der traditionellen Opposition
gegen Assads Herrschaft. Sie beherbergt Dutzende von hauptséchlich islamischen bewaffneten Gruppen, von denen
die HTS die dominanteste ist (MEI 26.4.2022). Mit der im November 2017 gegrindeten (NPA 4.5.2023) syrischen
Heilsregierung hat die HTS ihre Mboglichkeiten zur Regulierung, Besteuerung und Bereitstellung begrenzter
Dienstleistungen fur die Zivilbevdlkerung erweitert. Doch wie jungste Studien gezeigt haben, sind diese Institutionen
Mechanismen, die hochrangige Persénlichkeiten innerhalb der herrschenden Koalitionen ermachtigen und bereichern
(Brookings 27.1.2023). In dem Gebiet werden keine organisierten Wahlen abgehalten und die dortigen Lokalrate
werden von bewaffneten Gruppen beherrscht oder von diesen umgangen. Die HTS versucht in Idlib, eine autoritare
Ordnung mit einer islamistischen Agenda durchzusetzen. Obwohl die Mehrheit der Menschen in Idlib sunnitische
Muslime sind, ist HTS nicht beliebt. Die von der HTS propagierten religidsen Dogmen sind nur ein Aspekt, der den
Burgerinnen und Burgern missfallt. Zu den anderen Aspekten gehdren der Mangel an grundlegenden
Dienstleistungen, willkurliche Verhaftungen, Gewalt und Missbrauch (BS 23.2.2022).

In den von der Turkei besetzten und kontrollierten Gebieten in Nordwest- und Nordzentral-Syrien ist die SIG die
nominelle Regierungsbehorde. Innerhalb der von der Turkei kontrollierten Zone ist eine von der Turkei unterstutzte
Koalition bewaffneter Gruppen, die Syrische Nationale Armee (SNA) - nicht zu verwechseln mit Assads Syrischen
Streitkraften -, machtiger als die SIG, die sie routinemal3ig ignoriert oder auRer Kraft setzt (Brookings 27.1.2023). Beide
wiederum operieren de facto unter der Autoritat der Tlrkei (Brookings 27.1.2023; vgl. SD 18.3.2023). Die von der
Tlrkei unterstiitzten Oppositionskrafte bildeten nach ihrer Machtiibernahme 2016 bzw. 2018 in diesem Gebiet
Lokalrate, die administrativ mit den angrenzenden Provinzen der Turkei verbunden sind. Laut einem Forscher des
Omran Center for Strategic Studies konnen die Lokalrate keine strategischen Entscheidungen treffen, ohne nicht die
entsprechenden turkischen Gouverneure einzubinden. Gemals anderen Quellen variiert der Abhangigkeitsgrad der
Lokalrate von den tlrkischen Behorden von einem Rat zum nachsten (SD 18.3.2023). Die Anwesenheit der Turkei
bringt ein gewisses MaR an Stabilitat, aber ihre Abhangigkeit von undisziplinierten lokalen Vertretern, ihre Unfahigkeit,
die Fraktionsbildung unter den Dutzenden bewaffneter Gruppen, die mit der SNA verbunden sind, zu tGberwinden, und
ihre Toleranz gegeniber deren Missbrauch und Ausbeutung der Zivilbevolkerung haben dazu gefuhrt, dass ihre
Kontrollzone die am wenigsten sichere und am brutalsten regierte im Norden Syriens ist (Brookings 27.1.2023).In den
von der Turkei besetzten und kontrollierten Gebieten in Nordwest- und Nordzentral-Syrien ist die SIG die nominelle
Regierungsbehdrde. Innerhalb der von der Tirkei kontrollierten Zone ist eine von der Turkei unterstitzte Koalition
bewaffneter Gruppen, die Syrische Nationale Armee (SNA) - nicht zu verwechseln mit Assads Syrischen Streitkraften -,
machtiger als die SIG, die sie routinemaRig ignoriert oder aulRer Kraft setzt (Brookings 27.1.2023). Beide wiederum
operieren de facto unter der Autoritat der Turkei (Brookings 27.1.2023; vergleiche SD 18.3.2023). Die von der Turkei
unterstlUtzten Oppositionskrafte bildeten nach ihrer Machtiibernahme 2016 bzw. 2018 in diesem Gebiet Lokalrate, die
administrativ mit den angrenzenden Provinzen der Turkei verbunden sind. Laut einem Forscher des Omran Center for
Strategic Studies kdnnen die Lokalrate keine strategischen Entscheidungen treffen, ohne nicht die entsprechenden
tUrkischen Gouverneure einzubinden. Gemal anderen Quellen variiert der Abhangigkeitsgrad der Lokalrate von den
tUrkischen Behdrden von einem Rat zum nachsten (SD 18.3.2023). Die Anwesenheit der Turkei bringt ein gewisses Mal3
an Stabilitat, aber ihre Abhangigkeit von undisziplinierten lokalen Vertretern, ihre Unfahigkeit, die Fraktionsbildung



unter den Dutzenden bewaffneter Gruppen, die mit der SNA verbunden sind, zu Uberwinden, und ihre Toleranz
gegenUlber deren Missbrauch und Ausbeutung der Zivilbevdlkerung haben dazu geflihrt, dass ihre Kontrollzone die am
wenigsten sichere und am brutalsten regierte im Norden Syriens ist (Brookings 27.1.2023).

(Ladnderinformationsblatt der Staatendokumentation zu Syrien vom 27. Marz 2024, S. 3 ffjLanderinformationsblatt der
Staatendokumentation zu Syrien vom 27. Marz 2024, Sitzung 3 ff)

1.3.2. Folter, Haftbedingungen und unmenschliche Behandlung

Im Marz 2022 wurde ein neues Gesetz gegen Folter verabschiedet (HRW 11.1.2024). Das Gesetz Nr. 16 von 2022 sieht
Strafen von drei Jahren Haft bis hin zur Todesstrafe vor (OSS 18.1.2023b). Die Todesstrafe gilt flr Folter mit Todesfolge
oder in Verbindung mit einer Vergewaltigung (HRW 12.1.2023). Eine lebenslange Strafe ist fur Falle vorgesehen, in
welchen Kinder oder Menschen mit Beeintrachtigungen gefoltert wurden oder das Opfer einen permanenten Schaden
davontragt (OSS 18.1.2023b). Das Gesetz verbietet auch das Anordnen von Folter durch Behérden (HRW 12.1.2023). Es
weist jedoch wichtige Licken auf, und die Anwendung bleibt unklar. So werden keine Organisationen genannt, auf
welche das Gesetz angewendet werden soll. Verschiedene Teile des Sicherheitsapparats einschlieBlich der
Zollbehorden sowie die Streitkrafte sind de facto weiterhin von Strafverfolgung ausgenommen (0SS 18.1.2023), was
durch Dekrete gedeckt ist (OSS 1.10.2017b, STJ 12.7.2022) - ebenso wie Gefdangnisse (OSS 18.1.2023b). Dort wurden
und werden Zehntausende gefoltert (OSS 18.1.2023b, FH 9.3.2023), und zahlreiche Menschen starben in der Haft oder
man lieR sie ,verschwinden” (FH 9.3.2023). SNHR kritisiert unter anderem, dass das Gesetz keine Folterstraftaten, die
vor seinem Erlass begangen wurden, umfasst, keinen Bezug auf grausame Haftbedingungen nimmt und andere
Gesetze, welche Angehorigen der vier Geheimdienste Straffreiheit gewahren, weiterhin in Kraft bleiben (SNHR
26.6.2022). Weitere NGOs kritisieren aufllerdem, dass das Gesetz keine konkreten SchutzmaBnahmen fiir Zeugen oder
Uberlebende von Folter sowie keine Wiedergutmachungen vorsieht, und zwar weder fiir friihere Folteropfer noch fiir
die Angehorigen im Falle des Todes. Auch beinhaltet das Gesetz keine PraventionsmalBnahmen, die ergriffen werden
kénnten, um Folter in Haftanstalten und Gefangnissen zukunftig zu verhindern (Al 31.3.2022).

Der Einsatz von Folter, des Verschwindenlassens und schlechter Bedingungen in den Gefangnissen ist keine Neuheit
seit Ausbruch des Konflikts, sondern war b

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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